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Pressemitteilung 

„Wenn die Landesregierung die Krankenhausinvestitionen in den kommenden beiden 

Jahren tatsächlich kürzt, ist das kontraproduktiv für den Strukturwandel der Krankenhäu-

ser, die Digitalisierung und die Versorgung der Menschen im Land“, äußert sich der Vor-

standsvorsitzende der Baden-Württembergischen Krankenhausgesellschaft (BWKG), Det-

lef Piepenburg, enttäuscht über den Haushaltsentwurf der grün-schwarzen Regierung für 

die Jahre 2018 und 2019. Darin sind Kürzungen bei den Krankenhausinvestitionen von 

über 25 Millionen Euro vorgesehen. 

„Wer den Strukturwandel in der Krankenhauslandschaft will, muss die dafür benötigten 

Mittel auch bereitstellen. Wer die Arbeitsbedingungen des Pflegepersonals verbessern 

will, muss Investitionen für ein modernes Arbeitsumfeld finanzieren. Wer die Digitalisie-

rung will, muss die Pauschalförderung spürbar anheben“, fordert der Vorstandsvorsit-

zende, der gleichzeitig Landrat des Kreises Heilbronn ist. Zwar seien die Investitionsmittel 

in den vergangenen Jahren von einem niedrigen Ausgangsniveau spürbar erhöht worden. 

Sie lägen aber immer noch deutlich unter dem notwendigen Bedarf: Der jährliche Investi-

tionsbedarf liegt nach Schätzungen des RWI – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung 

bei 650 Millionen Euro im Jahr.  

„Wir fordern, dass zumindest das von der BWKG vorgeschlagene befristete Sonderpro-

gramm für die Digitalisierung in den Krankenhäusern umgesetzt wird“, so Piepenburg.   
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Hierzu müsse die Pauschalförderung im Doppelhaushalt 2018/2019 um 50 Millionen 

Euro pro Jahr angehoben werden. Diese Mittel müssten dann zweckgebunden für drin-

gend notwendige Digitalisierungsmaßnahmen in den Krankenhäusern ausgegeben wer-

den. Beispielsweise für sicheres W-LAN, das die zentrale Voraussetzung für die weitere 

Digitalisierung der Prozesse im Krankenhaus wie etwa elektronische Patientenakten und 

mobile Visiten sei. 

„Die Krankenhäuser haben einen Rechtsanspruch auf die vollständige Finanzierung ihrer 

Investitionen durch das Land“, macht der Vorstandsvorsitzende deutlich. Das Land ist für 

den baulichen Zustand und die Ausstattung der Krankenhäuser verantwortlich. Für viele 

Verbesserungen der Effizienz sind allerdings Investitionen erforderlich. Angesichts der 

immer weiter steigenden Steuereinnahmen müsse es daher mehr statt weniger Investiti-

onen in die Krankenhäuser geben.  

 

 

 

 

 

 

 
Die Baden-Württembergische Krankenhausgesellschaft e.V. (BWKG) ist ein Zusammenschluss 
von 451 Trägern mit 208 Krankenhäusern, 125 Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen so-
wie 585 Pflegeeinrichtungen (davon 78 ambulante Pflegedienste und 39 Einrichtungen der Be-
hindertenhilfe), die über insgesamt 115.857 Betten/Plätze sowie ambulante Behandlungs-
kapazitäten verfügen. Die Einrichtungen beschäftigen mehr als 190.000 Mitarbeiter. Die BWKG 
wurde 1953 von den vier regionalen Krankenhausverbänden und –arbeitsgemeinschaften ge-
gründet, die es damals auf dem Gebiet des heutigen Landes Baden-Württemberg gab. Sie steht 
Einrichtungen unabhängig von deren Rechtsform und Trägerstruktur offen. Die Mitgliedschaft 
ist freiwillig. 

 

 

 


